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Die Geschichte muss stimmen. Punkt.
Na toll! Die Medienkolumne VON DANIEL WIRSCHING

Die Figur für den zweiten Konflikt
beschreibt Claas (…) Dieser Typ
wird selbstverständlich Trump ge-
wählt haben, ist schon heiß gelau-
fen, als Trump den Mauerbau an der
Grenze angekündigt hat, und freut
sich jetzt auf die Leute dieses
Trecks, wie Obelix sich auf die An-
kunft einer neuen Legion von Rö-
mern freut (…) Wenn ihr die richti-
gen Leute findet, wird das die Ge-
schichte des Jahres.‘“

Dass Protagonisten in Reporta-
gen sorgfältig ausgewählt werden –
etwa, weil anhand von ihnen größe-
re Zusammenhänge veranschaulicht
werden sollen – ist nichts Anrüchi-

„Die Reportagen, die das Gesell-
schaftsressort mit einigen der besten
Autoren der Republik Woche für
Woche produziert,
sind oft filmisch er-
zählte Geschichten;
Plots werden akri-
bisch geplant und
Figuren gelegentlich
wie bei einem Film-
casting gesucht. Die
Geschichten leben
von hoher Detailge-
nauigkeit. Dies ist
im Fall der Entste-
hungsgeschichte
von ,Jaegers Gren-

Der Fall Relotius Mitte Dezember
suchte das Nachrichtenmagazin Der
Spiegel die Öffentlichkeit – mit einer
Enthüllung in eigener Sache, dem
„Fall Relotius“. Der preisgekrönte
Redakteur Claas Relotius hatte zu-
vor eingeräumt, Reportagen und In-
terviews teilweise oder ganz erfun-
den zu haben. Ein Skandal, der nicht
nur die Medienbranche erschütter-
te, sondern auch viele Mediennut-
zer, und der noch immer nachhallt.
Nun hat Der Spiegel den Abschluss-
bericht einer Aufklärungskommissi-
on veröffentlicht – und auch diese 17
Seiten werden noch lange nachhal-
len. Wegen Passagen wie dieser:

ze‘ in einem E-Mail-Verkehr zwi-
schen Matthias Geyer, Moreno und
Relotius gut nachzuvollziehen. Dort

heißt es unter ande-
rem: ,Wir suchen
nach einer Frau mit
Kind. Sie kommt
idealerweise aus ei-
nem absolut ver-
schissenen Land (…)
Sie setzt ihre Hoff-
nung auf ein neues,
freies gutes Leben in
USA (…) Es muss
eine sein, die mithilfe
eines Kojoten über
die Grenze will (…)

ges. Es wird in Journalismus-Hand-
büchern erklärt, in Seminaren ge-
lehrt. Dass sich Spiegel-Journalisten
die Welt aber hier so zimmern, wie
sie ihnen gefällt – das ist mehr als an-
rüchig. Vor allem: Es hat mit Jour-
nalismus nichts mehr zu tun, es ist
Literatur. Schriftsteller dürfen Fi-
guren erfinden, dürfen in ihnen,
wenn sie möchten, mehrere (reale)
Personen verdichten – Journalisten
nicht. „Plot (Handlungsverlauf, die
Red.), Casting und manchmal Zeit-
druck bergen die Gefahr, dass die
Wirklichkeit dem Drehbuch ange-
passt wird. Zumal wenn Journalis-
tenpreise gewonnen werden sollen“,

bilanziert die Spiegel-Aufklärungs-
kommission. Eine bittere Bilanz, aus
der das Magazin eine ganze Reihe
von Konsequenzen zieht, „Punkt 1“
unter „Standards“: „Die Geschichte
muss stimmen. Verantwortlich da-
für ist die Redaktion.“

Juan Moreno übrigens – der freie
Journalisten-Kollege von Relotius,
der diesem auf die Schliche gekom-
men war – erhält vom Journalisten-
Netzwerk Recherche dafür den
Preis „Leuchtturm für besondere
publizistische Leistungen“. Er habe
„seine eigene berufliche Existenz
aufs Spiel“ gesetzt, „um die Fäl-
schungen beweisen zu können“.

weit damit zu tun. Eine Rolle spielt
auch, dass sich die Finanzierungs-
probleme der Qualitätsmedien zuse-
hends verschärfen: Private Anbieter
ringen noch um die Etablierung
neuer Finanzierungsmodelle, seit-
dem vor allem den Printmedien die
Werbeerlöse wegbrechen.

Und der öffentlich-rechtliche
Rundfunk muss damit zurechtkom-
men, dass in den letzten zehn Jahren
die Höhe des Rundfunkbeitrags so-
gar einmal abgesenkt worden ist –
obwohl die Jahrhundertaufgabe der
digitalen Transformation zu stem-
men ist und die Entwicklung der
Haushalte der öffentlichen Hand so-
wie die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung eigentlich etwas anderes
erwarten lassen würden. Heute ist
der öffentlich-rechtliche Rundfunk
der einzige Bereich der öffentlichen
Daseinsvorsorge, der seit Jahren

men beigetragen: Verleger und
Rundfunkanstalten sind zum Teil
immer noch dabei, sich technisch,
redaktionell und konzeptionell neu
aufzustellen.

Unterdessen haben sich viele
Menschen längst von bewährten
Qualitätsanbietern entfremdet.
Während die Entfaltung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks im In-
ternet durch Regulierung und Vor-
gaben in den letzten zehn Jahren
stark gehemmt wurde, bieten digi-
tale Plattformen und globale, kaum
regulierte Unternehmen die Mög-
lichkeit, weltweit Debatten zu prä-
gen. Dort kann auch mit unbewiese-
nen Behauptungen und Fake News
anonym Politik gemacht werden,
ohne dafür Verantwortung zu tra-
gen. Dass auch in unserem Land
Teil- und Gegenöffentlichkeiten
überhaupt entstehen, hat ein Stück

ohne nennenswerten Teuerungsaus-
gleich auskommen muss.

Es besteht Handlungsbedarf für
die Politik. Doch diskutiert wird seit
Jahren darüber, wie die Höhe des
Rundfunkbeitrags – der derzeit bei
17,50 Euro pro Monat und Haushalt
liegt – auf Dauer unverändert blei-
ben kann. Eine politische Festle-
gung, dass keine Anhebung des
Rundfunkbeitrags in Frage kommt,
wäre jedoch äußerst fragwürdig,
auch wenn sie mit der Befürchtung
begründet wird, eine Beitragserhö-

hung sei den Wählerinnen und
Wählern nicht vermittelbar.
Eine angemessene Finanzierung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks
ist verfassungsrechtlich geboten und
darf daher nicht zur Disposition ste-
hen. Wenn wir Qualität und regio-
nale Vielfalt des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks weiter erhalten
wollen, darf eine Erhöhung des Bei-
trags – unabhängig vom Weg dahin
– kein Tabu sein. Sie mag noch so
unpopulär erscheinen, erforderlich
kann sie trotzdem sein.

In Ländern, deren Regierungen
unter populistischem Einfluss ste-
hen, kann man gegenwärtig beob-
achten, wie versucht wird, Einfluss
auf die Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks zu nehmen,
um selbst mehr Einfluss auf die Me-
dien zu gewinnen.

Deshalb ist es von großer Bedeu-
tung, dass es eine unabhängige Ex-
pertenkommission (KEF) in Mainz
gibt, die bei der Ermittlung des fi-
nanziellen Bedarfs nicht dem Ein-
fluss der Politik unterworfen ist. Mit
der begründeten Empfehlung der
KEF segnen die Landesparlamente
nicht einfach ein Budget ab. Indem
sie dem Vorschlag der KEF folgen,
bestätigen sie die Unabhängigkeit
der Kommission, anerkennen deren

Expertise und garantieren damit
letztlich die Freiheit des Rund-
funks. Eine demokratische Gesell-
schaft hat ein Recht auf einen freien
öffentlichen Rundfunk, der leisten
kann, wozu er geschaffen wurde.

Um dem Populismus den Boden
zu entziehen, braucht es journalisti-
sche Präsenz und Exzellenz auf allen
Ebenen – verstärkt auch im Inter-
net. Hier ist Innovation durch digi-
tale Formate und bessere publizisti-
sche Kooperation der öffentlich-
rechtlichen Anstalten geboten: Es
braucht ein wirklich konkurrenzfä-
higes digitales Angebot als Garant
für Verlässlichkeit, Qualität, Vielfalt
und Unabhängigkeit.

Den Vertretern der Gesellschaft
in den Rundfunkräten wächst hier
eine besondere Aufgabe zu. Sie
müssen neben ihren herkömmlichen
Aufgaben zusätzlich als Digital-Räte
wirken. Sie müssen darauf achten,
dass die große Vielfalt der Angebote
in wenigen Portalen im Internet
klug gebündelt und besser auffind-
bar wird. Dazu gehört auch eine re-
daktionell verantwortete, intelligen-
te Verlinkung zu gesellschaftlichen
Institutionen und Einrichtungen so-
wie zu privaten Medien. So kann
Meinungspluralismus besser sicht-
bar gemacht und den Menschen eine
eigenständige Meinungsbildung er-
leichtert werden.

Die Rundfunkräte werden sich
auch diesen Aufgaben stellen – es
geht um sehr viel. Dafür wird man
Ressourcen bereitstellen müssen,
denn seit der Einführung des Farb-
fernsehens hat sich an der personel-
len Ausstattung der Gremienbüros
der Anstalten, die die Arbeit der
Rundfunkräte unterstützen, kaum
etwas geändert. Die Rundfunkräte
als ehrenamtliche Vertreter der Ge-
sellschaft erwarten von der Politik,
dass sie vorausschauend agiert und
verlässliche Rahmenbedingungen
für einen modernen, digitalen, viel-
fältigen Rundfunk schafft, der in der
Mitte der Gesellschaft verankert ist.

positive Entwicklungen gibt, sollte
ausführlich darüber berichtet wer-
den.

Der kritische Umgang mit der
Wirklichkeit in all ihren Nuancen
verlangt natürlich allen seriösen
Medien enorme Anstrengungen ab.
Journalismus, der nicht auf Schnel-
ligkeit setzt, sondern auf Qualität,
kostet Zeit und Geld, um mit großer
Sorgfalt und unvoreingenommen zu
recherchieren und die Ergebnisse
für alle Altersgruppen und Bil-
dungsschichten verständlich aufzu-

bereiten. Dafür braucht es hochqua-
lifiziertes Personal, das Fakten rich-
tig einordnen kann. Und es braucht
ein hohes Maß an Unabhängigkeit
und Durchhaltevermögen, um die
Folgen politischer Entscheidungen
herauszuarbeiten und Themen
nachhaltig zu begleiten – gerade
auch dann, wenn keine Sensationen
mehr zu erwarten sind.

Gelingt dies, werden es Populis-
ten langfristig nicht mehr so leicht
haben. Doch leider gibt es Ursa-
chen, warum Qualitätsmedien den
skizzierten Erwartungen, die eine
freiheitlich-demokratische Gesell-
schaft an sie stellen muss, hinterher-
hinken: Die Unübersichtlichkeit
und Komplexität der Probleme in
einer globalisierten Welt ist dabei
ein großes Thema. Welches Medi-
um könnte für sich allumfassend in
Anspruch nehmen, in kurzer Frist
den genannten Ansprüchen genügt
zu haben, als zum Beispiel die „Fi-
nanzkrise“ oder die „Flüchtlings-
krise“ bei vielen Menschen Ängste
ausgelöst hatten?

Zu einer Schwächung seriöser
Medien in ihrer Rolle als Diskussi-
onsforen haben auch die fortschrei-
tende Digitalisierung sowie der
weltweite Siegeszug der „sozialen
Medien“ und der Internetplattfor-

VON LORENZ WOLF

Solange öffentlich-rechtlicher
Rundfunk das erfüllen kann, wozu
er geschaffen wurde, verfängt popu-
listische Logik nur schwer. Wer den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk
aus welchen Gründen auch immer
schwächt, stärkt populistische Ar-
gumentationsmuster. Medienpolitik
und Aufsichtsgremien haben dabei
eine schwierige Aufgabe als Wäch-
ter, sie verdienen deshalb mehr Auf-
merksamkeit.

Populisten haben es leichter,
knüpfen sie doch an Stimmungen
an, die gerade verbreitet sind, und
versuchen, diese gezielt zu verstär-
ken. Vermeintlich besorgten Mit-
menschen werden vereinfachende
Erklärungen und Patentrezepte als
Lösung angeboten. Unmut oder
Wut zum Beispiel über die Mächti-
gen sind die Folge und bewirken
Spaltung und Radikalisierung. Po-
pulisten gelingt es in einer fragmen-
tierten Gesellschaft mit ihrer Me-
thode jedoch, breite Bevölkerungs-
schichten mit einem Thema zu er-
reichen.

Wie können seriöse Medien dem
Populismus begegnen? Ich halte
nichts davon, mit oberflächlichem
Haltungsjournalismus zu reagieren.
Wird nicht aufgedeckt, was ver-
kürzt oder verfälscht wird, sondern
nur gewertet und etikettiert (erz-
konservativ, rechts- oder linksradi-
kal etc.), dann trägt dies zur Verhär-
tung der Fronten bei. Auch von ver-
meintlich objektiver Neutralität, die
selbst krude Äußerungen gelten
lässt, ohne mangelnde Plausibilität
oder Widersprüchlichkeiten aufzu-
decken, halte ich nichts.

Ich halte dagegen viel davon,
wenn Journalisten nah an den Men-
schen sind, um frühzeitig Sorgen
und Ängste aufzuspüren und zu er-
gründen, wo anscheinend oder tat-
sächlich etwas im Argen liegt. Dort
ist die volle Recherchekraft zum
Einsatz zu bringen. Aber auch wo es

„Erhöhung des Rundfunkbeitrags darf kein Tabu sein“
Gastbeitrag Am 6. Juni wollen die Regierungschefs der Bundesländer über Auftrag und Finanzierung von ARD, ZDF und Deutschlandradio reden.
Lorenz Wolf, Vorsitzender des BR-Rundfunkrats, meint: Es braucht Qualitätsjournalismus als Mittel gegen Populismus – und das hat seinen Preis

Ab 2021 dürfte der Rundfunkbeitrag von 17,50 Euro im Monat und pro Haushalt steigen. Lorenz Wolf hält das mit Blick auf die Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks für absolut angemessen und nötig. Fotos: Mohssen Assanimoghaddam, dpa; Lorenz Wolf

Um Populismus den Boden zu
entziehen, ist Präsenz nötig

Es besteht Handlungsbedarf
für die Politik

Freising steht er dem Metropolitan-
kapitel vor, ein Leitungsgremium, und
leitet zudem das Kirchengericht.
● Rundfunkbeitrag Anfang Mai ha-
ben die öffentlich-rechtlichen Sen-
der ihren Finanzbedarf für die Jahre
2021 bis 2024 bei der unabhängi-
gen Kommission zur Ermittlung des Fi-

nanzbedarfs der
Rundfunkanstalten
(KEF) angemel-
det. Diese prüft die
Forderungen
und macht dann
den Ministerprä-
sidenten einen Vor-
schlag über die
Höhe des künftigen
Rundfunkbei-

trags, über den die Ministerpräsiden-
tenkonferenz befindet und die von
den Landesparlamenten absegnet wer-
den muss. Es wird damit gerechnet,
dass der Rundfunkbeitrag ab 2021
moderat steigen wird. (wida)

● Lorenz Wolf, 1955 im oberbayeri-
schen Edersberg geboren, ist seit
2018 Vorsitzender der Gremienvorsit-
zendenkonferenz der ARD. Diese
besteht aus den jeweiligen Vorsitzen-
den der Rundfunk- und Verwal-
tungsräte der neun Landesrundfunk-
anstalten sowie der Deutschen Wel-
le. Dieses Aufsichtsgremium der
ARD berät unter anderem die Inten-
danten bei „grundsätzlichen Fragen der
Programmgestaltung“ und befasst
sich auch mit der finanziellen und pro-
grammstrategischen „Entwicklung
von ARD-Gemeinschaftseinrichtungen
und -aufgaben“.
● Wolf ist seit 2014 Rundfunkratsvor-
sitzender des Bayerischen Rund-
funks, dessen Mitglied er 2010 wurde.
Er hatte damals auch die Leitung
des Katholischen Büros Bayern über-
nommen. Damit ist der Geistliche
für Kontakte zu Staatsregierung, Land-
tag, Verbänden und Einrichtungen
zuständig. Im Erzbistum München und

Lorenz Wolf – der Autor unseres Gastbeitrags

Lorenz Wolf


